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Das Amtszuchtgesetz 
Am 1. Januar 1967 tritt das von den ,in der Vereinig-
ten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands zu­
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arbeitete Amtszuchtgesetz vom 7. Juli 1965 in der Evan­
gelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs an die 
Stelle des Kirchengesetzes über die Amtszucht an • 
Pastoren vom 8. November 1963 - Kirchliches Amts­
blatt 1964 Nr. 3/4, S. 13 -. 
In dem Amts:wchtgesetz vom 7. JuM · 1965 ist zum 
Unterschied von dem Kirchengesetz vom 8; November 
1963 die Verfahrens- und V:ollstreckungsoronung in 
den Text des Gesetzes eingearbeitet. Ferner läßt § 16 
des Amtszuchtgesetzes die Amts~uchtverfügung wieder 
zu, Wie sie ähnlich in § 17 des Kirchengesetzes über die 
Dienstvergehen der Geistlichen und Beamten vom 11. 
Dezember 1922 - KLrchliches Amtsblatt 1924 Nr. 13, 
S. 156 - gegeben war. Darüber hinaus sind keine 
wesentlichen ~nderutrgen. eingetreten. 
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Erster Teil 
Geltungsbereich 

§ 1 
Dteses Kirchengesetz gilt 
a) für die Pfarrer im Dienst der Vereinigten Kirche 

und ihrer Gliedkirchen, deren Dienstverhältnis das 
Pfarrergesetz vom 14. Juni 1963 regelt (Zweiter 
Teil), 

b) für Ordinierte, die nicht Pfarrer im Sinne des 
Pfarrergesetzes sind (Dritter Teil), 

c) für di·e Kirchenbeamten auf Lebenszeit und auf 
Zeit, die im Dienst der Vereinigten Kirche und ihrer 
Gliedkirchen stehen (Vierter 'I1eil). 

§ 2 / 
Das Recht der Vereinigten Kirehe· und der Gliedkir­

chen kann bestimmen, daß dieses Kirchengesetz auf 
andere Ordinierte und Träger kirchlicher Dienste in 
einem kirehengesetzlich geordneten Dienstverhältnis 
anzuweriden ist. 

zweiter Teil 
Amtszuchtverfahren gegen Pfarrer 

1. Abschnitt. Allgemeine Bestimmungen 
1. G r u n d b es t i mm u n g e n 

§ 3 
(1) Gegen den Pfarrer kann ein Amtszuchtverfahren 

durchgeführt werden, wenn anzunehmen ist, daß er die 
Amtspfticht verletz.t hat. 

(2) Der Pfarrer verletzt die Amtspflicht, wenn er 
schuldhaft Aufgaben vernachlässigt, die sich aus sei­
nem Auftrag zur öffentlichen Wortverkündigung und 
zur Sakramentsverwaltung ergeben, Ordnungen und,,., 
Anweisungen für sein Verhalt·en und für die Verwal- ··· 
tungsaufgaben nicht befolgt oder gegen die Verpflich­
·tung zu einem dem Amt gemäßen Wandel verstößt(§ 61 
Satz 1 des Pfarrergesetzes). 

(3) Gegen einen Pfarver kann ein Amtszuchtverfah­
ren auch wegen Amtspflichtverletzungen, die er in 
einem früheren kirChlichen Dienstverhältnis begangen 
hat, und wegen solcher Verfehlungen durchgeführt 
werden, die er in der Zeit zwischen Ordination und Be­
gründung des. ersten Dienstverhältnisses als Pfarrer 
begangen hat, wenn diese . Verfehlungen bei einem 
Pfarrer eine Verletzung der j\mtspflicht bedeuten wür­
den. 

• 

§ 12 
(1) Die Ermittlungen erstre~en sich auf alle den 

Pfarrer belastenden und entlastenden sowie auf die 
sonst für den Ausgang des Verfahrens bedeutsamen 
Umstände. 

(2) Dem Pfarrer ist Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. Hierüber ist eine Niederschrift aiufzunehmen · er 
kann sich auch schriftlich äußern. Er ist b!t'echllgt 
weitere Ermittlungen anzuregen. ' 

§ 13 
(1) Auf Grund des Ergebnisses der Ermittlungen ent­

scheidet die einleitende Stelle nach pfiichtmäßigem Er-
messen, ob sie · 

a) das Verfahren einstellt, 
b) eine Amtszuchtverfügung nach § 16 erläßt, 
c) das Spruchverfahren nach § 17 herbeiführt oder 
d) das förmliche Verfahren nach § 37 einleitet. 
(2) Der Pfarrer kann die Einleitung eines Amtszucht­

verfahrens gegen sich selbst beantragen. Die einleitende 
Stelle soll dem Antrag stattgeben, wenn es nach Würdi­
gung aller Umstände und im Interesse des Pfarrers an­
ge:lleigt ist, den Sachverhalt aufzuklären. 

(3) Die Einstellung nach Absatz 1 Buchstabe a ist zu 
begründen und dem Pfarrer bekanntzugeben. Sie 
schließt neue Ermittlungen wegen desselben Gegen­
standes nicht aus. 

(4) Die einleitende Stelle davf Maßnahmen nach Ab­
satz 1 Buchstabe b bis d nicht treffen, 'wenn ihr die 
Amtspftichtverletzung seit mehr als drei Jahren be­
kannt ist. 

3. Aussetzung und Einst e 11 u n g des 
Amtszuchtverfahrens 

§ 14 
(1) Das Amtszuchtverfahren kann ausgesetzt werden, 

wenn gegen den Pfarrer ein anderes geordnetes, insbe­
sondere ein straf.gerichtliches Verfahren anhängig ist 
und in diesem über Tatbestände entschieden wird, 
deren Klärung für das Amtszuchtverfahren von Bedeu­
tung ist. 

(2) Das Amtszuchtverfahren kann auch ausgesetzt 
werden, wenn der Ffarrer voraussichtlich für längere 
Zeit verhandlungsunfähig ist oder aus anderen zwin­
genden Gründen nicht vernommen werden kann. 

~ § 4 
(1) Die Amtszucht wivd im Spruchverfahren (3. Ab­

schnitt) und· im förmlichen Verfahren (4. Abschnitt) 
geübt. 

(3) Die Aussetzung unterbricht die Frist nach § 13 
·Absatz 4. 

(2) In ·geeigneten Fällen kann eine Amtszuchtver­
fügung erlassen werden (2. Abschnitt). 

§ 5 
Ein Amtszuchtverfahren soll nur eingeleitet werden, 

wenn seelsorgerliche Bemuhungen, besonders in der Ge­
meinschaft der Ordinierten, und Maßnahmen der 
Dienstaufsicht unzureichend erscheinen. 

§ 6 
Im Amtszuchtverfahren ist das gesamte Verhalten 

des Pfarrers innerhalb 1und außerhalb des Dienstes zu 
wüvdigen und insbesondere zu prüfen, ob die Glaub­
würdigkeit des Pfarrers und damit des der Kirche auf­
gegebenen Dienstes gefährdet oder beeinträchtigt ist. 

§ 7 
Das Amtszuchtverfahren ist mit Rücksicht auf Amt 

und Gemeinde sowie auf die Person des Pfarrers und 
seine Familiie beschleunigt durchzuführen. 

§ 8 
Die Vereinigte Kirche und die Gliedkirchen leisten in 

Amtszuchtverfahren Rechts- und Amtshilfe. 
§ 9 

Personen, die in einem kirchlichen Dienstverhältnis 
im Geltungsbereich dies·es Kirchengesetzes stehen, be­
dürfen für ihre Aussage im Amtszuchtverfahren keiner 
dienstlichen Aussagegenehmigung. 

§ 10 
Das Recht der Vereinigten Kirche und der Gliedkir­

chen bestimmt, wer zuständige und wer einleitende 
Stelle im Sinne dieses Kirchengesetzes ist. 

2. Er m i t t 1 u n g e n und Ei n 1 e i tu n g 
§ 11 

Werden Tatsachen bekannt, die die Annahme be­
gründen, daß der Pfarrer die Amtspflicht verletzt hat, 
so veranlaßt ·die zuständige Stelle ·die zur Aufklärung 
d~s Sachverhalts notwendigen ErmitUungen. 

(4) Das Verfahren kann jederzeit von Amts wegen 
fortgesetzt werden. 

(5) Über die Aussetzung und Fortsetzung des Verfah­
rens entscheidet die Stelle, bei der das Verfahren an­
hängig ist. Die Entscheidung ist zu begründen und den 
Beteiligten zuzustellen; sie ist unanfechtbar. 

§ 15 
(1} Das Amtszuchtverfahren ist unabhängig von sei­

nem Stande ·einzustellen, wenn es nicht rechtswirk:sam 
eingeleitet ist oder die Voraussetzungen für die Einlei­
timg und Durchführung eines Verfahrens nicht vorlie­
gen. 

(2) § 14 Absatz 5 gilt entsprechend. 

2. Abschnitt. Amtszuchtverfügung 

§ 16 
(1) Die einleitende Stelle kann dem Pfarrer durch 

Amtszuchtverfügung eine Warnung oder einen Verweis 
erteilen oder ihm eine Geldbuße bis zur Höhe der 
Hälfte der Dienstbezüge eines Monats auferlegen. Die 
Verfügung ergeht schriftlich und ist zu begründen. Sie 
ist dem Pfarrer zuzustellen. 

(2) Der Pfarrer kann innerhalb von zwei Wochen 
nach Zustellung der Amtszuchtverfügung Beschwerde 
bei der einleitenden Stelle schriftlich oder zur Ni~er­
schrift einlegen. Hilft ·die einleitende Stelle der Be· 
schwerde nicht ab, so legt sie die Beschwerde mit ihrer 
Stellungnahme binnen vier Wochen der Kammer für · 
Amtszucht vor. Diese entscheidet durch Beschluß end­
gültig. Der Beschluß ergeht im schriftlichen Verfahren; 
jedoch können in besonderen Fällen mündliche Ver­
handlung anberaumt und Beweise erhoben werden. 

(3) Die Geldbuße kann von den Dienstbezügen ein­
behalten werden. 

(4) Die Gliedkirchen können durch Kirchengesetz für 
ihren Bereich die Maßnahme der Amtszuchtverfügung 
ausschließer} ode•r die Zuständigkeit für den .Erlaß der 
Verfügung und den Rechtsmittelzug abweichend regeln. 
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3. Abschnitt. Spruchverfahren 
1. Aufgabe des Spruchausschusses 

§ 17 
(1) Das Spruchverf,ahren wird von dem Spruchaus­

~chuß durchgeführt. 
(2) Aufgabe des Spruchausschusses ist es, in brüder­

licher und vertrauensvoller Aussprache mit dem Pfar­
rer alle diesem zur Last gelegten Umstände zu klären 
und, wenn eine Verletzung der Amtspflicht festgestellt 
ist, dem Pfarrer zur Einsicht zu verhelfen und in ihm 
den Willen zu wecken, einen ihm erteilten Rat in freier 
Entscheidung anzunehmen. 

2. B i 1 d u n g d e s S p r u c h a u s s c h u s s e s 
§ 18 

Bei der Vereinigten Kirche und bei den Gliedkirchen 
werden Spruchausschüsse gebildet; es können auch ge­
meinsame Spruchausschüsse gebildet werden. 

§ 19 
Der Spruchausschuß besteht aus einem Pfarrer als 

Obmann und mindestens zwei Beisitzern. Der Obmann 
soll in der Regel Inhaber eines geistlichen Aufsichts­
amtes, ein Beisitzer muß Pfarrer, ein Beisitzer muß 
rechtskundig sein. 

3. D a s V er f a h r e n i m e i n z e 1 n e n 
§ 20 

(1) Beschließt die einleitende Stelle die Durchführung 
des Spruchverfahrens, so hat sie in dem Beschluß an­
zugeben, worin eine Verletzung der Amtspflicht er-
blickt Wird. . 

(2) Der Beschluß ist dem Obmann des Spruchaus­
schusses und dem Pfarrer zuzustellen. 

(3) Dem Obmann sind gleichzeitig die für die Ge­
samtbeurteilung erheblichen Unterlagen zuzuleiten. 

§ 21 
(1) Der Pfarrer kann einen anderen Pfarrer als Bei­

stand hinzuziehen. Der Beistand muß einer Gliedkirche 
der Vereinigten Kirche angehören. 

(2) Dem Pfarrer und seinem. Beistand ist Einsicht in 
die Verfahrensakten zu geben. 

§ 22 
(1) Der Obmann des Spruchausschusses trifft die er­

forderlichen Vorbereitungen. Er leitet die Aussprache 
in der Verantwortung für einen geordneten Ablauf und 
für den besonderen Charakter des Spruchverfahrens. 
Er kann mit Zustimmung des Pfarrers die vorüber­
gehende Teilnahme anderer Personen zulassen, wenn 
dies dienlich erscheint. 

(2) Die Aussprache ist nicht öffentlich. Ihre wesent­
lichen Ergebnisse sind in einer Niederschrift festzuhal­
ten. Die Niederschrift wird von einem Beisitzer gefer­
tigt und von ihm sowie «lern Obmann unterschrieben. 
Ohne Zustimmung des Pfarrers darf 'die Niederschrift 
nur VQIIll Spruchausschuß verwertet wevden. 

§ 23 
Die Aussprache ist nicht auf den von der einleitenden 

Stelle nach § 20 mitgeteilten Sachverhalt beschränkt. 
Sie ist aiuch auf neue Tatbestände zu erstrecken, d'ie 
die einleitende Stelle nachträglich mitteilt oder die sich 
in der Aussprache ergeben. In diesem Falle ist der ein­
leitenden Stelle Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben. 

§ 24 
(1) Ist der Sachverhalt noch weiter zu klären, so kann 

der Spruchausschuß ·die erforderlich·en Erhebungen 
selbst vornehmen, sie durch beauftragte Mitglieder des 
Spruchausschusses durchführen lassen oder die einlei­
tende Stelle um die Vornahme ersuchen. 

(2) Für die Klärung des Sachverhaltes gelten die Be­
stimmungen für die Beweiserhebung im förmlichen 
Verfahren sinngemäß. 

4. D e r S p r u c h u n d s e i n e F o 1 g e n 
§ 25 

(1) Nach Abschluß der Aussprache ergeht ein Spruch. 
(2) Dem Spruch dürfen I11Ur solche Tatsachen und Be­

weismittel zugrunde .gelegt werden, die Gegenstand der 
Aussprache gewesen sind. 

(3) Der Spruch ist dem Pfarrer mündlich zru eröffnen, 
Er ii;t schriftlich niederzulegen, mit Tatbestand und 
Gründen. zu ve1.1Sehen und von den Mitgliedern des 
Spruchausschusses zu unterschreiben. Ist ein Mitglied 

an der Unterschrift verhindert, so wird dies unter An­
gabe des Verhinderungsgrundes vom Obmann ver­
merkt. 

(4) Eine Ausfertigung des mit Gründen versehenen 
Spruches ist vom Obmann des Spruchausschusses dem 
Pfarrer und der einleitenden Stelle :ruzustellen. 

§ 26 
(1) Durch den Spruch kann festgestellt werden, daß 
a) die Beschuldigungen haltlos sind, 
b) die Beschuldigungen nicht erweisbar sind, 
c) die Amtspflicht verletzt ist. 
(2) Der Spruchausschuß kann beschließen, daß der 

Spruch nach Absatz 1 Buchstabe a und b in bestimm­
ter Weise bekanntzugeben ist. 

§ 27 
Stellt der Sprruchausschuß fest, daß die Amtspflicht 

verletzt ist (§ 26 Absatz 1 Buchstabe c), so kann er 
a) dem Pfarrer Vorhaltungen machen und ihn ver­

mahnen, 
b) dem Pfarrer einen Rat erteilen, 
c) feststellen, daß das Spruchverfahren zur Berei­

nigung des Falles nicht ausreicht. 
§ 28 

(1) Der dem Pfarrer zu erteilende Rat kann insbeson­
dere darin bestehen, 

a) sich bestimmten, zeitlich befristeten Auflagen für 
die Amts- und Lebensführung zu unterwerfen, 

b) sich gegenüber bestimmten Personen oder vor der 
Gemeinde zu entschuMigen, 

c) ein begangenes Unrecht wieder ,gutzumachen, 
d) sich binnen einer angemessenen Frist von Amts 

wegen auf eine andere Stelle (Pfarrstelle oder all­
geroeinkirchliche Aufgabe) mit gleichen oder ge­
ringeren Dienstbezügen versetzen zu lassen; die 
Annahme eine§. Spruches mit dem Rat der Ver­
setzung steht d~r Zustimmung zur Versetzung nach 
§ 70 Absatz 1 Satz 2 des Pfarrergesetzes gleich. 

(2) Die Unabhängigkeit des Dienstes an Wort und 
Sakrament darf durch den Rat nicht beeinträchtigt 
werden. 

(3) Ein Rat, die Verset:rung in den Warte- oder Ruhe­
stand oder die Entlassung aus dem Dienst zu beantra­
gen, kann nicht erteilt werden. 

(4) Der Rat kann nach Form und Inhalt näher um­
schrieben werden. Soweit notwendig, ist zu bestimmen, 
innerhalb welcher Frist, gerechnet V'On der Zustellung 
des Spruches an (§,25 Absatz 4), der Rat auszuführen 
ist. 

§ 29 
In den Fällen des § 26 Albs. 1 Buchst. b und des § 27 

Buchst. a iUnd b fördert der Obmann des Spruchaus­
schusses den Pfarre'r mit der Zustellung des Spruches 
auf ihm binnen einer Frist von zwei Wochen schriftlich 
.mi~uteilen, ob der Spruch angenommen wird oder 
nicht. 

§ 30 
(1) Erklärt der Pfarrer frist- und formgerecht, daß er 

. den Spruch annimmt, so hat der Obmann der einleiten­
den Stelle davon unter Rückgabe der Akt,en Kenntnis 
zu geben. ·· 

(2) Die einleitende Stelle hat darüber zu wachen, daß 
ein mit dem Spruch erteilter Rat befolgt wird. 

§ 31 
(1) Das Amtszuchtverfahren ist abgeschlossen, wenn 

ein Spruch nach § 26 Abs. 1 Buchst. a ergangen ist oder 
der Pfarrer die Annahme des Spruches erklärt hat 
(§ ·30 Abs. 1) und ihm im Falle der Erteilung eines 
Rates von der ein1eitenden Stelle bestätigt worden ist, 
daß er den Rat befolgt hat (§ 30 Abs. 2). 

(2) Der Tatbestand, der dem Spruchverfahren zu­
grunde gelegen hat, kann .nicht mehr Gegenstand eines 
neuen Amtszuchtverfahrens sein. 

§ 32 . 
(1) Erklärt der Pfarrer fristgerecht, daß er den Spruch 

nicht annimmt, oder gibt er innerhalb der Frist keine 
Erklärung ab, so hat der Obmann der einleitenden 
Stelle unter Rückgabe der Akten davon Kenntnis zu 
geben. . 

(2) Die einleitende Stelle entscheidet nunmehr ge­
mäß § 13 Abs. 1 Buchst. a, b oder d. 

§ 33 
~nt die einleitende Stelle fest, daß der Pfarrer den 

ihdl"erteilten Rat nicht befolgt hat und erhebt der Pfar-

29 



rer innerhalb von :ziwei Wochen nach Zustellung gegen 
die Feststellung keine Einwendungen, so ist nach § 32 
Abs. 2 zu verfahren. Macht·der Pfarrer geltend, daß der 
Rat befolgt sei, so trifft der Sprµchausschuß die Fest-
stellung. § 34 · 

(1) Stellt die einleitende Stelle das Amtszuchtverfah­
ren nach § 32 Abs. 2 oder § 33 ein, so hat sie dem Pfar­
rer einen Bescheid zuzustellen. 

(2) Der Tatbestand, der dem SprtUchverfahren zu­
grunde gelegen hat, kann nicht mehr Gegenstand eines 
neuen Amtszuchtverfahren sein. 

§ 35 
Hat der Spruchausschuß festgestellt, daß das Spruch­

verfahren zur Bereinigung des Falles nicht ausreicht 
(§ 27 Buchst. c), so leitet der Obmann nach ZusteUung 
des Spruches die Akten der einleitenden Stelle wieder 
l'JU. Die einleitende Stelle ordnet die Durchführung des 
förmlichen Verfahrens an. 

. § 36 
(1) Weigert sich der Pfarrer, an der Aussprache teil­

zunehmen, oder ·entzieht er sich ihr, so stellt der 
Spruchausschuß dies fest. Die Feststellung ist schrift­
lich niederzulegen; dabei ist anzugeben, aus welchen 
Gründen der Pfarrer die Aussprache verweigert hat. 
Die Feststellung ist von den Mitgliedern des Spruch­
ausschusses zu unterschreiben. 

(2) Der Obmann leitet die Feststellung mit den Akten 
der einleitenden Stelle zu. 

(3) Die einleitende Stelle entscheidet nunmehr gemäß 
§ 13 Abs. 1 Buchst. b oder d. 

4. Abschnitt. Förmliches Verfahren 
1. Unterabschnitt. Verfahren in 1. Instanz 

1. Allgemeines 
§ 37 „ 

(1) Beschließt die einleit·ende Stelle die Durchführung 
des förmlichen. Verfahrens, so hat sie in dem Beschluß 
den wesentlichen Inhalt der Beschuldigungen anzu­
geben. 

(2) Der Beschluß ist dem Pfarrer (Beschuldigten) zu-
zustellen. § 38 

(1) Die Durchführung des förmlichen Verfahrel'.ls wird 
nicht dadurch verhindert, daß der Beschuldigte ver­
handlungsunfähig geworden ist oder aus anderen zwin­
genden Gründen nicht vernomme11 werden kann. In 
diesen Fällen hat die einleitende Stelle ihm, wenn der 
Zustand voraussichtlich längere Zeit andauern wird, 
einen Vertreter zu bestellen, der die Rechte des Be­
schuLdigten im Verfahven wahrnimmt. 

(2) § 14 Abs. 2 bleibt unberührt. 
§ 39 i 

Verfahren, die gegen mehrere Pfarrer wegen dessel­
ben Sachverhaltes oder gegen einen Pfarrer wegen ver­
schiedener Sachverhalte eingeleitet sind, können mit­
einander verbunden und wieder getrennt werden. 

§ 40 
(1) Das Verfahren gliedert sich in die Untersuchung 

und in das Verfahren vor der Kammer für Amtszucht. 
(2) Von der Untersuchung kann abgesehen werden. 

wenn der Sachverhalt, insbesondere durch ein voraus­
gegangenes Spruchverfahren, hinreichend geklärt er­
scheint. Der Beschuldigte ist davon in Kenntnis zu set-
zen. § 41 

(1) Die einleitende Stelle bestellt für sich einen oder 
mehrere Vertreter, die an ihre W~isungen gebunden 
sind. Die Bestellung kann jederzeit widerrufen WeI'den. 
Bestellung und Widerruf sind dem Beschuldigten mit­
zuteilen. 

(2) Der Vertreter de•r einleitenden Stelle kann jeder­
zeit die Verfahrensakten einsehen. 

§ 42 
. (1) Der Beschuldigte kann einen oder mehrere Ver­
teidiger bestellen. Der Beschuldigte und der Verteidi­
ger haben das Recht, die Verfahrensakten einzusehen. 

§ 43 
(1) Die einleitende Stelle bestellt, falls nicht von der 

Untersuchung abgesehen wird, einen Untersuchungs­
führer; er soll rechtskundig sein. 

(2) Die Bestellung des Untersuchungsführers ist.Nem 
Beschuldigten alsbald mitzuteilen. . 

(2) Verteidiger können Pfarrer, theologische Hoch­
schullehrer und rechtskundige, l'lU kirchlichen Ämtern 
wählbare Gemeindeglieder sein. 

2. Untersuchung 
§ 44 

{1) Der Untersuchungsführer hat den Beschuldigten 
zu vernehmen und die noch erforderlichen Beweise zu 
erheben. Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die 
Vorschriften für die Beweiserhebung vor der Kammer 
für Amtszucht sinngemäß. 

(2) Der Untersuchungsführer ist in der Durchführung 
der Untersuchung unabhängig und an Weisungen nicht 
gebunden. Er kann nur abberufen werden, wenn er 
aus zwingenden Gründen dauernd oder auf längere 
Zeit an der Durchführung der Untersuchung verhindert 
ist. Die Abberufung ist dem Beschuldigten abbald mit­
zuteilen. 

(3) Für den Ausschluß und die Ablehnung des Unter­
suchungsführers gelten die Bestimmungen der §§ 109 
und 110 entsprechend mit der Maßgabe, daß die einlei­
tende Stelle entscheidet. · § 45 

(1} Der Untersuchungsführer hat zu den Unter­
suchungshandlungen für die Niederschrift einen Schrift­
führer hinz.uzuziehen. Die Niederschrift muß alle 
rechtserheblichen Tatsachen enthalten. 

(2) Der Schriftführer ist zur gewissenhaften Erfül­
iung seiner Aufgabe und zur Verschwiegenheit zu ver­
pflichten. über einen Antrag auf A:blehnung des Schrift­
führers entscheidet der Untersuchungsführer endgültig. 

§ 46 
Der Untersuchungsführe·r regelt nach pflichtmäßigem 

Ermessen im Rahmen des Untersuchungszwecks die 
Teilnahme des Vertreters der einleitenden Stelle, des 
Beschuldigten und seines Verteidigers an den Beweis­
erhebungen; er entscheidet über die Zulassung von 
Fragen und über Beweisanträge. Beweisanträgen des 
V:ertreters der einleitenden Stelle muß der Unter­
suchungsführer stattgeben. 

§ 47 
(1) Der Vertreter der einleitenden Stelle kann bean­

tragen, daß die Untersuchung auf neue Punkte erstreckt 
wird, die den Verdacht einer Verletzung der Amts­
pflicht begründen. Der Untersuchrungsführe:i: muß dem 
Antrag stattgeben. Er kann auch von sich aus die 
Unters.uchung auf neue Punkte ausdehnen, wenn der 
Vertreter der einleitenden Stelle zustimmt. 

(2) Dem Beschuldigten.ist Gelegenheit zu geben, sich 
auch zu den neuen Anschuldigungspunkten zu äußern. 

§ 48 
Hält der Untersuchungsführer das Ziel der Unter­

suchung für •erreicht, so hat er dem Beschuldigten Ge­
legenheit zu geben, sich abschließend zu äußern. Da­
nach legt er 1die Akten mitllleinem zusammehfassenden 
Bericht der einleitenden Stelle vor. 

3. E i n s t e 11 u n g 
§ 49 

(1} Wird das förml'iche Verfahren nach § 13 Abs. 1 
Buchst. d oder § 32 Abs. 2 oder § 33 durchgeführt, so 
kann die einleitende Stelle das Verfahren einstellen, 
wenn sie ·dies nach dem Erigebnis der Untersuchung für 
angebracht hält. 

(2) Wird das förmliche Verfahren nach § 35 Satz 2 
oder § 36 Abs. 3 dur.cllgeführt, so kann dllS' Verfahren 
nur eingestellt werden, wenn die Beschuldigungen nach 
dem Ergebnis der Untersuchung offensichtlich unbe­
gründet sind. 

(3) Die Einstellung ist zu begründen, der Bescheid ist 
dem Beschuldigten zuzustellen. 

(4) Die einleitende Stelle kann das Verfahren von 
dem Zeitpunkt der Anhängigkeit bei der Kammer für 
Amtsz~cht an (§ 55 Abs. 1) nicht mehr einstellen. 

4. A n s c h u 1 d 'i g u n .g s s c h r i f t 
§ 50 

· (1) Wird das Verfahren nicht eingestellt, so legt der 
Vertreter der einleitenden Stelle der Kammer für Amts­

, zucht eine Aqschurdigungsschrift sowie die Unter­
suchungsakten und die sonst für ,die Gesamtbeurteilung 
erheblichen Unterlagen vor. 

(2) Die Anschuldigungsschrift muß die Tatsachen, aus 
denen sich die V:erletzung der Amtspflicht ergibt, und 
die Beweismittel angeben. sl.e darf Belastende~ nur 
verwerten, soweit der Beschuldigte Gelegenheit gehabt 
hat, sich dazu zu äußern. 



5. Verfahren vor der Kammer für 
Amtszucht -

a) Aufgabe der Kammer für Amtszucht 
§ 51 

Die Kammer für Amtszucht verhandelt über die er­
hobenen Anschuldigungen mündlich. Sie hat alles zu 
tun, was zur Erforschung der Wa:hrheit notwendig ist. 
Nach Feststellung des Sachverhaltes entscheidet sie 
durch Urteil, 

b) Bildung der Kammer für Amtszucht 
§ 52 

Kammern für Amtszucht werden-bei der Vereinigten 
Kirche und bei den Gliedkirchen gebildet; es können 
auch gemeinsame Kammern für Amtszucht gebildet 
werden. § 53 

Die Kammer für Amtszucht besteht aus einem rechts­
kundigen Vorsitz.enden und vier Beisitzern. Zwei Bei­
sitzer sind Pfarrer; einer der anderen Beisitzer muß 
rechtskundig sein. 

§ 54 
(1) Der Vorsitzende bestellt einen Schri.ftführer, der 

die Aufgaben der Geschäftsstelle erledigt und die Nie­
derschriften bei Verhandlungen und. Beweiserhebungen 
führt. 

(2) Der Schriftführer wird vor seiner Tätigkeit vom 
Vorsitzenden zu gewissenhafter Erfüllung seiner Auf­
gabe und zur Verschwiegenheit verpflichtet. 

c) Anhängigkei t des Verfahrens 

§ 55 
(1) Mit dem Eingang der Anschuldigungsschrift wird 

das Verfahren bei der Kammer für Amtszucht anhän­
gig. 

(2) Liegen die Voraussetzungen des § 15 Abs. 1 vor, 
so stellt der Vorsitzende der Kammer das Verfahren 
ein. Gegen den Beschluß des Vorsitzenden kann inner­
halb von zwei Wochen nach Zustellung die Entscheidung 

. der Kammer angerufen werden. Die Kammer entschei­
det durch Beschluß endgültig; dieser ist mit Gründen 
zu "ersehen. § 56 

(1) Der Vorsitzende stellt dem Beschuldigten e'ine be­
glaubigte Abschrift der Anschuldigungsschrift sowie 
etwaiger Nachträge zu und bestimmt eine Frist zur 
schriftlichen Äußerung. 

(2) Nach Ablauf der Frist beraumt der Vorsitzende 
Termin zur mündlichen Verhandlung an. 

d) Neue Anschuldigungspunkte 

§ 57 
Die einleitende Stelle kann bis ZJUm Beginn der 

mündlichen Verhandlung neue Arn~chuldigungspunkte 
zum Gegenstand des Verfahrens machen. Teilt sie eine 
solche Absicht dem VorsHzenden dlJr Kammer mit, so 
hat dieser das Verfahren auszusetzen, bis ein Nachtrag 
zur Anschuldigungsschrift vorgelegt oder von der ein­
leitenden Stelle die Fortsetzung des Verfahrens bean­
tragt wird. 

e) Mündliche Verhandlung 

§ 58 
(1) Der Vorsitzende lädt zur mündlichen Verhand1ung 

den Vertreter der einleitenden Stelle, den Beschuldig­
ten und seinen Verteidiger sowie die Zeugen und Sach­
verständigen. Der Beschuldigte ist dabei auf die Be­
stimmungen des § 60 h'inzuweisen. Dem Vertreter der 
einleitenden Stelle, dem,Beschuldigten und seinem Ver­
teidiger sind die Namen der geladenen Zeugen und 
Sachverständigen mitzuteilen. Dem Besch,uldigten und 
seinem Verteidiger sind außerdem die Mitglieder der 
Kammer sowie ihre Stellvertreter mit dem Hinweis zu 
benennen, daß ·die etwaige Ablehnung eines Mitgliedes 
spätestens eine Woche vor dem Ve,rhandlungstermin 
bei der Kammer eingegangen s'ein muß. 

(2) Der Vertreter der einleitenden Stelle und der Be­
schuldigte können Zeugen und Sachverständige stellen. 
Die Kammer beschließt, ob sie zu vernehmen sind. 

§ 59 
(1) Die Ladungen sind zuzustellen. 
(2) Zwischen der Ziustellung an aen Beschuldigten 

und dem Verhandlungstermin müssen mihdestens drei 
Wochen liegen, wenn der Beschuldigte nicht auf die 
Einhaltung der Frist v:erzichtet. Als Verzicht gilt es 
auch, wenn er sich auf die Verhandlung einläßt, ohne 
die Nichteinhaltung der FFist zu rügen. 

§ 60 
(1) Der Beschuldigte ist verpflichtet, zu der münd­

lichen Verhandlung zu erscheinen. 
(2) Ist der Beschuldigte voraussichtlich längere Zeit 

am Erscheinen zur mündlichen Verhandlung verhin­
dert, so kann der Vertreter der einleitenden Stelle bei 
der Kammer beantragen, die Verhandlung in Abwesen­
heit des Beschuldigten durchzuführen. Dem Antrag ist 
stattzugeben, wenn dringende Gründe dies rechtferti­
gen. Hat der Beschuldigte einen Verteidiger nicht be­
stellt, so kann der Vorsitzende von Amts wegen einen 
Verteidiger bestellen. 

(3) Ist der Beschuldigte aus zwingenden Gründen am 
Erscheinen zur mündlichen Verhandlung verhindert 

·-und wird die Kammer hiervon rechtzeitig unterrichtet, 
so ist ein neuer Termin zur Verhandlung anzusetzen. 

(4) Bleibt der Beschuldigte der Verhandlung fern, 
ohne daß der Kammer mitgeteilt wuvde, daß er aus 
zwingenden Gründen am Erscheinen verhindert war, so 
kann auch in seiner Abwesenheit v:erhandelt wevden; 
in diesem Falle braucht ein Verteidiger zu seiner Ver­
tretung nicht zugelassen zu werden. Ergeht auf Grund 
dieser Verhandlung ein Urteil, 1so kann der Beschul­
digte binnen zwei Wochen nach Zustellung Wiederein­
setzung in den vor,igen Stand beantragen. Dem An­
trag ist stattzugeben, wenn der Beschuldigte nachweist, 
daß er am Erscheinen zwingend verhindert und nicht in 
cJ,er Lage war, dies rechtzeitig mitzuteilen. 

§ 61 
(1) Der Vorsitzende leitet die mündliche Ve,rhand­

lung. Er vernimmt den Beschuldigten und erhebt die 
Beweise. Er trifft die zur Aufrechterhaltung der Ord­
nung in der Verhandlung erfovderlichen Maßnahmen. 
Er kann Verketer kirchlicher Dienststellen und andere 
Personen, die ein berechtigtes Interesse an der münd­
lichen Verhandlung haben, zulassen. 

(2) ]"}je mündliche Verhandlung ist nicht öffentlich. 

§ 62 
(1) Die Mitglieder der Kammer, der Schriftführer und 

der Vertreter der einleitenden Stelle sowie, wenn sie 
erschienen sind, der Beschuldigte und der Verteidiger 

. müssen bei der Verhandlung ständig zugegen sein. 
(2) Die, ständi~ge Gegrenwart der Mitglieder der Kam­

mer gilt als gewahrt, wenn für ausfallende Mitglieder 
Ergänzungsmitglieder eintreten, die der Vorsitzende zu 
der Verhandlung zugezogen hat und 'die von Anfang 
an daran teilgenommen ha:ben. Bei unveränderter Be­
setzung der Kammer kann e'ine unterbrochene Ver­
handlung innerhalb von 30. Tagen fortgesetzt werden. 

. (3) Ist der Beschuldigte vorübergehend verhand­
lungsunfähig, so kann der Vorsitzende das Verfahren 
aussetzen und auch eine schon begonnene Verhandlung 
unterbrechenoder vertagen. 

§ 63 

(1) Die vom Schriftführer geführte Niederschrift über 
die Verhandlung muß enthalten: 

a) Ort und Tag der Verhandlung, 
b) die Namen der Mitglieder der Kammer für Amts­

zucht, des Schriftführers und eines hinzugezoge­
nen Hilfsberichterstatters, 

c) die Namen des Vertreters der einleitenden Stelle, 
des Beschuldigten, des Verteidigers sowie der 
Zeugen und Sachv:erständigen. 

(2) Sie soll den Gang, wesentliche Vorkommnisse 
und die Ergebnisse der Verhandlung wiedergeben und 
ersichtlich machen, daß die Förmlichkeiten beachtet sind. 
S:i,,e muß die Bezeichnung der verlesenen Schriftstücke 
sowie die im Laufe der Verhandlung gestellten An­
träge, die ergangenen Entschekl1ungen und die Urteils­
formel enthalten. 

(3) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und vom 
Schriftführer zu unterschreiben. 

§ 64 
Nach Aufruf der Sache trägt der Vorsitzende oder 

ein von ihm beauftragt.er Bei,sitzer in Abwesenheit der 
Zeugen das Ergebnis des bisherigen Verfahrens in ge­
drängter Form v:or. Dabei ist aus den Akten das vor­
zutragen, was für eine Gesamtbeurteilung wichtig sein 
kann. Der Beschuldigte wird, wenn er erschienen ist, 
zur Person und Sache .g~hört. Hieraiuf we.t;den die Be­
weise, erhoben. 

R1 
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f) Beweisaufnahme 
§ 65 

(1) Soweit Tatsachen nicht offenkundig sind oder 
nicht von dem BeschuMigten glaubhaft zugestanden 
werden, wird der Beweis durch Zeugen un!d Sachver­
ständige, durch Einnahme des Augenscheins und durch 
Urlmnden .geführt. 

(2) Die Kammer entscheidet über die Form, in der 
Beweise zu erheben sind. Niederschriften über Aus­
sagen von p,ersonen, die in der Untersuchung oder in 
einem anderen gesetzlich geovdneten Verfahren ver­
nommen worden sind, können ohne nochmalige Ver-
nehmung verwertet werden. · 

(3) Von der Erhebung ein21elner Beweise kann abge­
sehen werden, wenn der Beschuldigte, sein Verteidiger 
und der Vertreter der einleitenden Stelle damit ein­
veristanden sind. Die Erhebung eines iBeweises muß ab­
gelehnt werden, wenn sie unzuläs,sig ist. Sie soll abge­
lehnt werlden, wenn die Kammer sie für unerheblich 
oder ungeeignet hält. Die Alblehnung eines Beweisan­
trages bedarf eines Beschlusses der Kammer. 

§ 66 
Der Entscheidung können nach Verlesen in der 

mündlichen Verhandlung zugrunde gelegt werden 
a) tatsächliche Feststellungen der rechtskräftigen 

Entscheidung in einem anderen gesetzlich geord­
neten Verfahren, die den Sachverhalt betreffen, 
der den Gegenstand des förmlichen Verfahrens 
bilidet, 

b) schriftlich·e Auskünfte von Behörden, sonstigen 
Dienststellen und Amtspersonen sowie ärztliche 
Zeugnisse. 

' § 67 
(1) Bei der Beweisaufnahme hat der Vorsitzende den 

Beisitzern, dem Vertreter der einleitenden Stelle, dem 
Beschuldigten und dem Verteidi,ger auf Verlan€fen zu 
gestatten, Fragen an die Zeugen und Sachverständigen 
zu stellen. Ungeeignete oder nicht zur Sache gehörende 
Fragen kann er zurückweisen. 

(2) Nach der Vernehmung jedes Zeugen oder Sach­
verständigen sowie nach jeder Verlesung eines Schrift­
stückes ist der Beschuldigte zu fragen, ob er etwas zu 
erklären hat. 

§ 68 
(1) Das Zeugnis kann verweigern, wer mit dem Be-

schuldigten 
1. verlobt ist oder war, 
2. verheiratet ist oder war, 
3. in gerader Linie verwandt, verschwägert oder 

durch Annahme an Kindes Statt verbunden oder 
in ·der Seitenlinie bis zum dritten Grade ver­
wandt oder bis zum zweiten Grade verschwägert 
ist, auch wenn die Elhe, durch welche die Schwä­
gersch;:i.ft begründet ist, nicht mehr besteht. 

(2) Das Zeugnis können ferner verweigern 
1. Pfarrer und andere in der Seelsorge amtlich 

tätige Personen über das, was ihnen in dieser 
Eigenschaft anvertraut worden oder bekannt ge­
worden ist, 

2. Personen, für die kraft ihres Amtes, Standes 
oder Gewerbes eine rechtlich anerkannte Pflicht 
zur Verschwiegenheit besteht, über Tatsachen, 
auf die sich die Pflicht zur Verschwiegenheit be­
zieht. 

(3) Die in Absatz Z Genannten sind zur Aussage ver­
pflichtet, wenn sie nach dienstrechtlichen Vorschriften 
oder von demjenigen, demgegenüber die Schweige­
pflicht besteht, von der Pflicht zur Vevschwiegenheit 
befreit worden sind. § 33 des Pfarrergesetzes bleibt un­
berührt. 

(4) Den in Absatz 2 Genannten stehen ihre Gehilfen 
und diejenigen gleich, die zur Vorbereitung auf den Be­
ruf an der berufsmäßigen Tätigkeit teilnehmen. Über 
die Ausübung des Rechtes, das Zeugnis zu verweigern, 
entscheiden die in Absatz 2 Genannten, es sei denn, 
daß diese Entscheidung in absehbarer Zeit nicht herbei­
geführt werden kann. Die Entbindung von der Pflicht 
zur Verschwiegenheit gilt auch für die Gehilfen. 

(5) Jeder Zeuge kann die Auskunft aüf solche Fragen 
verweigern, deren Beantwor.tung ihm selbst oder einem 
Angehörigen im Sinne von Absatz 1 Nr. 1 bis 3 die Ge­
fahr strafgerichtlicher Verfolgung zuziehen würde oder 
zur Unehre gereicht. • 

(6) Die Zeugen sind über ihre Rechte zu belehren. 

§ 69 
(1) Die Zeugen sind vor der Ve11nehmung nach ein­

dringlicher Ermahnung auf die wahrheitsgemäße Aus­
sage zu verpflichten. Die Gliedkirchen können die Ver­
eidigung von Zeugen äurch Kirchengesetz zulassen. 

(2) Die Zeugen sind einzeln und in Abwesenheit der 
später zu hörenden Zeugen zur Person und zur Sache 
zu vernehmen. Sie können anderen Zeugen oder dem 
Beschuldigten gegenübergestellt wevden. 

§ 70 
(1) Auf Sachverständige sind vorbehaltlich der Be­

stimmungen in den Absätzen 2 und 3 die Bestimmun­
'ien über Zeugen entsprechend anzuwenden. 

(2) Für den Ausschluß und die Ablehnung eines Sach­
verständigen gelten die Bestimmungen der §§ 109 bis 
111 entsprechend; ein Alblehnungsgrund kann jedoch 
nicht dara:us hergeleitet werden, daß der SOOl.verstän­
dige als Zeuge vernommen worden i'st. 

(3) Soweit zum Beweis von in der Verg.angenheit lie­
genden Tatsachen oder Zuständen, zu deren W'ahrneh­
mung eine besondere Sachkunde erforderlich war, sach­
kundige Personen zu vernehmen sind, gelten die Be­
stimmungen über den Zeugenbeweis . 

§ 71 
(1) Hält die Kammer weitere Beweiserhebungen für 

erforderlich, so kann sie neue Zeugen oder Sachver­
ständige vernehmen oder eines ihrer Mitglieder mit der 
Beweiserhebung beauftragen. Dazu ist die Verhandlung 
zu unterbrechen oder zu vertagen. 

(2) Die Vernehmung kann auch im Wege der Amti­
hilfe oc:Ier Rechtshilfe geschehen. 

§ 72 
(1) Nach Schluß der Beweisaufnahme werden der 

Vertreter der einleitenden Stelle und dann der Be­
schuldigte und sein Verteidiger .gehört. 

(2) Der Beschuldigte hat das letzte Wort. 

6. Das Ur t e i 1 u n d s e i n e Aus f ü h r u n g 
§ 73 

(1) Gegenstand,der Urteilsfindung sind nur die An­
schuldigungspunkte, die in der Anschu:ldigungsschrift 
und ihren Nachträgen dem Beschuldi,gten als Verlet­
zung der Amtspflicht zur Last gelegt werden. 

(2) Über das Ergebnis der mündlichen Verhandlung 
entscheidet die Kammer für Amtszucht nach ihrer 
freien Überzeugung. § 74 

(1) Das Urteil wivd durch Verlesen der Urteilsformel 
und Mitteilung der wesentlichen Urteilsgründe verkün­
det, und zwar entweder am Schluß der Verhandlung 
oder in einem binnen einer Woche stattfindenden Ter­
min. 

(2) Es ist schriftlich niedernulegen, mit Gründen zu 
versehen und von• den Mitgliedern der Kammer zu 
unterschreiben. I'st ein Mitglied ,an der Unterschrift 
verhindert, so wird dies unter Angabe des Verhinde­
rungsgrurides vom Vorsitzenden oder bei dessen Ver­
hinderung vom ältesten Beisitzer vermerkt. 

(3) Eine Ausfertigung des .mit Gründen versehenen 
Urteils ist dem Beschuldigten und der einleitenden 
Stelle zuzustellen. § 75 

(1) Das Urteil kann auf Einstenung des Verfahrens, 
auf F1veispruch oder auf Verurteilung lauten. 

(2) Die Kammer kann beschließen, daß das Urteil in 
bestimmter Weise bekanntzugeben ist. 

(3) Das Urteil bestimmt, wer die Kosten des Verfah­
rens trägt. Kosten, die nicht dem Beschuldigten aufer­
legt sind, trägt die Kirche, die das Verfahren eingelei-
tet hat. § 76 

(1) Das Verfahren ist einzustellen, wenn die Voraus­
setzungen des § 15 vorliegen. 

(2) Das Verfahren kann eingestellt werden, wenn es 
der Vertreter der einleitenden Stelle und der Beschul­
digte übereinstimmend beantragen und die Einstellung 
nach dem Ergebnis der mündlichen Verhandlung ange-
bracht ist. § 77 

Bei Freispruch ~üssen die Urteilsgründe ergeben, ob 
der Beschuldigte mangels .Beweises oder wegen erwie­
sener Nichtschuld freigesprochen worden ist. 

§ 78 
(1) Hat der Beschuldigte die Amtspflicht verletzt, 

kann die Kammer für Amtszucht erkennen auf: 



a) Warnung, 
b) Verweis, 
c) Geldbuße, 
d) Gehaltskürzung, 
e) Versetzung auf eine andere Stelle, 
f) Amtsenthebung unter Versetzung in den Warte­

stand, 
g) Amtsenthebung unter Versetzung in den Ruhe­

stand, 
h) Entfernung aus dem Dienst. 
(2) Bei beurlaubten (freigestellten) Pfarrern sind bei 

der Entscheidung über die zu erkennende Maßnahme 
(Abs. 1) die besonderen dienstrechtlichen Verhältnisse 
zu berücksichtigen. 

(3) Bei Pfarrern im Warte- oder Ruhestand kann er-
kannt weriden auf: 

a) 'Warnung, 
b) Verweis, 
c) Geldbuße, 
d) Kürzung des Wartege1des oder Ruhegehaltes, 
e) Versetzung in den Ruhestand, wenn sich der 

Pfarrer im Wartestand befindet, 
f) Entfernung aus dem 'Dienst. 
(4} Die Gliedkirchen können für ihren !Bereich die 

Maßnahmen der Geldbuße und der Gehaltskürzung 
durch Kirchengesetz ausschließen. 

§ 79 
Soweit nicht auf Entfernung aus dem Dienst erkannt 

wird kann die Kammer für Amtszucht bis auf die 
Dau~r von fünf Jahren: 0 

a) dem BeschuLdigten die Ausübung von Neben­
ämtern oder Nebenbeschäftigungen untersagen, 
die mit der gewissenhaften Erfüllung seiner 
Dienstpflichten nicht zu vereinbaren sind, 

b) dem Beschuldigten die Verwaltung fremder Gel­
der ganz oder teilwei,se verbieten, 

c) dem Beschuldigten den Vorsitz im Kirchenvor­
stand und ganz. oder teilweise die Geschäftsfüh­
riung des Pfarramtes entziehen, 

d) dem BeschuMigfen, wenn er sich im Warte- oder 
Ruhestande befindet oder gegen ihn auf Amts­
enth:ebung erkannt wird, die öffentliche Wort­
verkündigung und die Sakramentsverwaltung 
sowie die Vornahme von Amtshandlungen ganz 
oder teilweise untersagen. 

§ 80 
In demselben förmlichen Verfahren darf nur auf eine 

der Maßnahmen des§ 78 erkannt werden. Sie kann mit 
Maßnahmen nach § 79 verbunden werden. 

§ 81 
Warnung und Verweis gelten mit der Rechtskraft des 

Urteils ~ls vollstreckt. § 82 
Höhe und Verwendungszweck der Geldbuße sind im 

Urteil zu bestimmen. Die Ge1dbuße darf die Bezüge 
eines Monats (Dienstbezüge, Wartegeld, Ruhegehalt) 
nicht übersteigen. Sie kann von den Bezügen einbehal­
ten werden. Die 1zur Ausführung des Urteils zuständige 
Stelle kann die Entrichtung der Geldbuße in Teilbeträ-
gen gestatten. · § 83 

(1) Die Gehaltskürzung besteht darin, daß nach nähe­
rer Bestimmung im Urteil die Dienstbezüge bruchteils­
mäßig um höchstens ein Fünftel und längstens auf fünf 
Jahre vermindert werden. Sie beginnt mit der nächsten 
auf die Rechtskraft des Urteils folgenden Gehaltszah­
lung. 

(2) Hat ein zur Gehaltskürzung verurteilter Pfarrer 
aus einem früheren Dienstverhältnis einen Anspruch 
auf Versorgungsbezüge, die mit Rücksicht auf die 
Dienstbezüge nur teilweise oder gar nicht gezahlt wer­
den so bleibt für die Regelung dieses Anspruchs die 
Gehaltskürzung unberücksichtigt. 

(3) Tritt ein zur Gehaltskürzung verurteilter Pfarrer 
vor oder nach Rechtskraft des Urteils in den Warte­
oder Ruhestand, so werden die aus seinen ungekürzten 
Dienstbezügen errechneten Wartestands- bzw. Versor­
gungsbezüge während der Gehaltskürzungsfrist um den 
im Urteil bestimmten Bruchteil vermindert. 

(4) Stirbt der Pfarrer während der Gehalts~~rzungs­
frist, so enden die Wirkungen der Gehaltskurzungen 
mit dem Beginn des Sterbemonats. 

§ 84 
Auf die Kürzung des Wartegeldes und des Ruhege­

halts nach § 78 Abs. 3 sind die !Bestimmungen des § 83 
entsprechend anzuwenden. 

§ 85 
(1) Wird auf Versetzung erkannt, so kann der Pfarrer 

auch auf eine Stelle (Pfarrstelle oder allgemeinkirch­
liche Aufgabe) mit .geringeren Dienstbezügen und ande­
rer Amtsbezeichnung vernetzt werden. Im Urteil ist zu 
beistimmen, ob der Pfarrer ein von ihm bekleidetes 
Aufsichtsamt oder kirchenleitendes Amt verliert. 

(2) In dem Urteil kann dem Pfarrer die Ausübung 
seines bisherigen Dienstes bis zur Übernahme der 
neuen Stelle ganz oder teilweise untersagt werden. Da­
bei können die Dienstbezüge bi,s auf den Betrag des 
Wartegeldes herabgesetzt werden, das dem Pfarrer bei 
Versetzung in den Wartestand im Zeitpunkt der Rechts­
kl'aft des Urteils zustehen würde. 

(3) Ist im Falle der Verurteilung zur Versetzung auf 
eine andere.Stelle die Versetzung binnen sechs Mona­
ten nach Rechtskraft des Urteils nicht möglich gewesen, 
so tritt der Pfarrer mit dem Ablauf dieser Frist in den 
Wartestand. Die zuständige Stelle stellt diese Rechts­
folge fest. Ihr Beschluß ·ist dem Pfarrer zuzustellen; er 
ist unanfechtbar. 

(4) Die zuständige Stelle bleibt verpflichtet, dem Pfar­
rer eine andere Pfarrstelle nach Maßgabe des Pfarrbe­
setzungsrechts oder eine allgemeinkirchliche Aufgabe 
zu übertragen. 

(5) Der Pfarrer hat keinen Anspruch auf Vergütung 
der ihm durch die Verset2'Jung entstehenden Umzugs­
kosten. 

§ 86 
(1) Durch die Amtsenthebung verliert der Pfarrer 

.seine Pfarrstelle oder die ihm übertragene allgemein­
kirchliche Aufgabe (§ 16 Abs. 2 des Pfarrergesetzes). Er 
erhält vorbehaltlich der Bestimmungen der Absätze 3 
und 4 die Rechtsstellung eines Pfarrers im Warte- oder 
im Ruhestand. 

(2) Das Urteil kann bestimmen, daß dem Pfarrer eine 
Pfarrstelle oder allgemeinkirchliche Aufgabe oder ein 
Beschäftigungsauftrag nicht vor Ablauf einer näher 
zu bezeichnenden Frist übertragen werden darf. 

(3) Wird der Pfarrer in den Wartestand versetzt, so 
erhält er als Wartegeld vier Fünftel des gesetzlichen 
Wartegeldes. Das Wartegeld kann im Urteil auf einen 
geringeren Betrag herabgesetzt werden, jedoch nicht 
unter die Hälfte des gesetzlichen Wartegeldes. 

(4) Wird der Pfarrer in den Ruhestand versetzt, so 
erhält er die erdienten Versovgungsbezüge. Liegen be­
sondere Gründe vor, so kann im Urteil das Ruhegehalt 
befristet bis zur Höhe von vier Fünfteln deS'' gesetz­
lichen Wartegeldes heraufgesetzt oder bis auf 1die Hälfte 
des gesetzlichen Wartegeldes herabgesetzt werden. 
Stirbt der Pfarrer, so endet die Herabsetzung des Ruhe­
gehaltes mit dem Beginn des Sterbemonats; sie endet 
sonst mit dem Ablauf des Monats, in dem der Pfarrer 
das 68. Lebensjahr vollendet hat. 

§ 87 
(1) Bei Amtsenthebung stehen dem Pfarrer bis zum 

Ablauf des Monats, in dem das Urteil rechtskräftig 
wird, seine bisherigen Dienstbezüge, von da ab das 
Wartegeld oder das Ruhegehalt zu. 

(2) Tritt der Pfarrer aus dem Wartestand in den 
Ruhestand so darf vor Ablauf von fünf Jahren nach 
Rechtskraft des Urteils das Ruhegehalt nicht höher sein, 
als das nach § 86 Abs. 3 herabgesetzte Wartegel:d. § 86 
Abs. 4 Satz 3 gilt entsprechend. 

(3) Tritt der Pfarrer vor Rechtskraft des Urteils, in 
den Ruhestand, so gelten die Bestimmungen des Ab­
satzes 2 entsprechend. 

§ 88 
Mit der Entfernung aus dem Dienst wird das Dienst­

verhältnis des Pfarrers beendet. Er verliert das Recht 
zur öffentlichen Wortverkündigung und zur Sakra­
mentsverwaltung. Er verliert ferner' das Recht zur 
Führung der Amtsbezeichnung und etwai~er kirchlich~r 
Titel das Recht zum Traigen der Amtskleidung und fur 
sich 'und seine Angehörigen alle in dem bisherigen 
Dienstverhältnis begründeten besoldungs- und versor­
gungsrechtlichen Ansprüche und Anwartschaften. 

7. Unterhaltsbeitrag 
§ 89 

(1) Wird auf Entfernung aus dem Dienst er~annt, ~o 
kann das Urteil bestimmen, daß dem Beschuldigten fur 
längstens zwei Jahre ein Unterhaltsbeit~ag gewährt 
wird, solange Bedürftigkeit besteht und keii:. Verhalten 
vorliegt das den Empfänger als der Gewahrung des 
Unterh::tltsbeitrages unwürdig erscheinen läßt. Das Ur-



teil kann auch .bestimmen, daß der Unterhaltsbeitrag 
ganz oder teilweise an Personen gezahlt wird, zu deren 
U:r\terhalt der Verurteilte gesetzlich verpflichtet ist. 

(2) Die Entscheidung über Höhe und Weitergewährung 
des Unterhaltsbeitrages nach Abs. t trifft die oberste 
kirchliche Verwaltungsbehörde. Der Empfänger kann 
gegen deren Entscheidung in entsprechender Anwen­
dung der Bestimmungen des Pfarrergesetzes Gegenvor­
stellung erheben (§ 66 des Pfarrergesetzes) und Nach­
prüfung beantragen (§ 67 des Pfarrergesetzes). 

8. A n f e c h t b a r k e i t u n d R e c h t '5 k r a f t 
des Urteils 

§ 90 
(1) Gegen Urteile der Kammer für Amtszucht ist die 

Berufung .zulässig. , 
(2) Die Berufung ist unzulässig, wenn sie sich nur 

gegen die Kostenentscheidung richtet oder wenn das 
Urteil auf Einstellung des Verfahrens (§ 76) lautet. 

§ 91 
(1) Ist gegen das Urteil Beru:Jiung unzulässi,g, so ist es 

mit der Verkündung rechtskräftig. 
(2) Im übrigen wird das Urteil mit Ablauf der Be­

rufungsfrist rechtskräftig, wenn eine zulässige Beru­
fung nicht eingelegt wurde. Wird auf die Berufung ver­
zichtet oder wird sie zurückgenommen, so tritt die 
Rechtskraft in dem Zeitpunkt ein, in dem die Erklä­
rung des Verzichtes oder der Zurücknahme dem Senat 
für Amtszucht zugeht. Verzicht und Zurücknahme kön­
nen wirksam erst nach Zustellung des mit Gründen 
ve11sehenen Urteils der Kammer für Amtszucht erklärt"' 
werden. 

2. Unterabschnitt. Berufungsverfahren 

1. Einlegung und Zurücknahme 
der Berufung 

§ 92 
Die Beriufung kann von dem Beschuldigten und von 

der einleitenden Stelle eingelegt werden. 
§ 93 

(1) Die Berufung muß innerhalb von 4wei Wochen 
nach Zustellung des Urteils der Kammer für Amtszucht 
bei dem Senat für Amtszucht eingereicht und innerhalb 
weiterer vier Wochen begründet werden. Auf Antrag 
kann der Vorsitzende die .Frist für die Einreichung der 
Begründung verlängern. 

(2) Die Berufungsschrift ist dem anderen Berufongs­
berechtigten zuzustellen; dieser hat sich binnen einer 
vom Vorsitzenden des Senates zu bestimmenden Frist 
dazu zu äußern. 

§ 94 
Die Berufung kann nur mit Zustimmung des anderen 

Beriufungsberechtigten zurückgenommen werden. "Wi.rd 
die Zustimmung nicht innerhalb von zwei Wochen nach 
ZustelLung der Zurücknahmeerklärung erteilt, so gilt 
sie als vcerweigert. · 

2. B i 1 d u n g de s S e n a t e s f ü r A m t s zu c h t 

§ 95 
(1) Der Senat für Amtszucht wird bei der Vereinigten 

Kirche gebi1det. 
(2) An die Stelle des Senates der Vereinigten Kirche 

kann ein von mehreren Gliedkirchen für ihren Bereich 
gemeinsam gebildeter Senat für Amtszuch~ treten. Auch 
die Bildung eines eigenen Senats bei einer einzelnen 
Gliedkirche ist zulässig. 

§ 96 
(1) Der Senat für Amtszucht besteht aus einem rechts­

kundi,gen Vorsitzenden und vier Beisitzern. Zwei Bei­
sitzer sind Pfarrer; einer der anderen Beisitzer muß 
rechtskundig sei~. 

(2) § 54 gilt entsprechend. 
§ 97 

(1) Der Vorsitzende und die Mitglieder des Senates 
für Amtszucht bei d~r Vereinigten Kirche werden von 
der Kirchenleitung berufen. 

(2) Richtet sich das Verfahren ,gegen einen Pfarrer 
aus einerGliedkirche, für die ein Senat nach§ 95 Abs. 2 
nicht besteht, muß ein Beisitzer Pfarrer der Gliedkirche 
sein. Zu diesem Zweck beruft die Kirchenleitung der 
Vereinigten Kirche zu Beginn der Amtsperiode auf Vor­
schlag der G liedkirchen, für die der Senat .der Vereinig­
ten Kirche zuständig ist, j,e einen Pfarrer und SteUver­
treter als Beisitzer. Di,eser Pfarrer tritt im gegebenen 
Fall in den Senat ein. / 

3. V e r f a h r e n v o r d e m S e n a t 
für Amtszucht 

§ 98 
Mit dem Eingang der Berufungsschrift wird das Ver­

fahren bei dem Senat für Amtszucht anhängig. 

§ 99 
Der Vorsitzende des Senates- kann die Berufung als 

unzulässig verwerfen, wenn sie nicht form- und frist­
gerecht eingelegt oder sonst unzulässig ist. Gegen den 
Beschluß kann innerhalb von zwei Wochen die Ent­
scheidung des Senates angerufen werden. Der Senat 
entscheidet durch Beschluß. · 

§ 100 
(1) Der Senat für Amtszucht hat die Berufung als un­

zulässi,g zu verwerfen, wenn sie nicht form- und frist­
gerecht eingelegt oder sonst u.nzulässig ist. 

(2) Der Senat hat das Verfahren einzustellen, wenn 
die y oraussetzungen des § 15 vorliegen. 

(3) Sind die Voraussetzungen der Absätze 1 und a 
nicht gegeben, so entscheidet der Senat in der Sache 
selbst. Er kann die Berufung als unb"15ründet zurück­
weisen oder das Urteil der Kammer für Amtszucht 
ändern. 

(4) Die Entischeidungen des Senates ergehen nach 
mündlicher Verhandlung durch Urteil, das mit der Ver-
kündung rechtskräftik wird. · 

~ § 101 
Für das Verfahren vor dem Senat gelten im übrigen 

die Bestimmungen der §§ 56 Abs. 2, 58 bis 74, 75 Abs. 2 
und Abs. 3, 76 .Nbs. 2 sowie der §§ 77 bis 89 entspre­
chend, 

3. Unterabschnitt. 
Wiederaufnahme des förmlichen Verfahrens 

§ 102 
(1) Ein rechtskräftig abgeschlossenes förmliches Ver­

fahren kann auf Antrag wieder aitlfgenommen werden. 
(2) Die Wiederaufnahme ist nur zulässig 
1. wenn neue Tatsachen oder Beweismittel vorge­

bracht werden, die geeignet sind, allein oder in 
Verbindung mit den früheren Festellungen eine 
andere Entscheidung zu begründen, und der An­
tragsteller nachweist oder glauibhaft macht, daß 
er sie nicht schon in dem abgeschlossenen Ver­
fahren rechtzeitig geltend machen konnte, 

2. wenn ein Mitglied der Kammer oder des Senates 
sich in der Sache einer schweren Verletzung sei­
ner Amtspflicht schuldig gemacht hat, 

3. wenn in der Kammer oder dem Senat ein Mit­
,glied bei der Entscheidung mitgewirkt hat, das 
kirchengesetzlich ausgeschlossen war, sofern nicht 
·die Gründe für den gesetzlichen Ausschluß schon 
erfolglos geltend gemacht wol'den waren oder 
hätten geltend gemacht werden können, 

4, wenn auf eine Maßnahme erkannt worden ist, 
die nach Art oder Höhe in diesem Kirchengesetz 
nicht vol'gesehen war. 

§ 103 
(1) Die Wiederaufna:hme kann von der einleitenden 

Stelle, von dem Beschuldigten und von seinem gesetz­
lichen Vertreter beantragt werden. Antragsberechtigt 
sind auch Hinterbliebene, die aus dem Dienstverhältnis 
des Beschuldigten eine Versorgung erhalten würden, 
wenn die angefochtene Entscheidung nicht ergangen 
wäre. 

(2) Der Wiederaufnahmeantrag ist schriftlich an die 
Kammer oder den Senat zu richten, deren Entscheidung 
angefochten wird. Er muß den Wiederaufnahmegrund 
und die Beweismittel bezeichnen. 

(3) Die Antragsberechtigten können einen Verteidiger 
bestellen. 

§ 104 
(1) Über die Zulassung des Antrages entscheidet die 

Kammer oder der Senat, deren Entscheidung angefoch­
ten wird. 

(2) Der Antrag ist durch Beschluß zu verwerfen, wenn 
die gesetzlichen Voraussetzungen für die Zulassung des 
Antrages niclit gegeben sind oder der Antrag offen­
sichtlich unbegründet ist. 

(3) Der Beschluß ist dem Antragsteller und dem Ver­
treter der einleitenden Stelle :mrzustellen. 



(4) Gegen den Beschluß der !\Jammer für Amtszucht 
ist die Beschwerde zulässig, die innerhalb von zwei 
Wochen nach Zustellung bei derKammer einzulegen ist. 
Hilft diese der Beschwerde nicht ab, so 1egt sie die 
Beschwerde dem Senat für Amtszucht vor; dieser ent­
scheidet durch Beschluß endgültig. 

§ 105 
(1) Mit dem Beschluß über die Wiederaufnahme des 

Verfahrens wird die Zuständigkeit der Kammer be­
gründet, die in dem früheren Verfahren im ersten 
Rechtszuge entschieden hat. Der Vorsitzende oder ein 
von ihm beauftragtes Mitglied nehmen die edorder­
lichen Ermittlungen vor. Die Bestimmungen über das 
Verfahren vor der Kammer für Amtszucht gelten ent­
sprechend. 

(2) Die Entscheidung der ~mmer ergeht durch Urteil. 
In ihm wird das frühere Urteil aufrechterhalten oder 
unter Aufhebung des früheren Urteils anders entschie-­
den. Die Bestimmungen des § 75 Abs. 3 und der §§ 89 bis 
94 gelten entsprechend. 

(3) Die Kammer kann nach Anhörung des Vertreters 
der einleitenden Stelle und des Antragstellers im 
schriftlichen Verfahren entscheiden. 

§ 106 
(1) Das neue Urteil wirkt hinsichtlich der Rechtsstel­

lung des Beschuldigten so, als sei es im Zeitpunkt des 
früheren Urteils an dessen Stelle ergangen. Hätte der 
Beschuldigte nach dem neuen Urteil seine Stellung nicht 
verloren, so ist ihm auf Antrag nach Maßgabe des 
Pfarrbesetzungsrechts eine der früheren Verwendung 
angemessene Stelle zu übertragen. Auf die Nachzah­
lung von Bezügen sind in der Zwischenzeit bezogene 
Arbeitseinkünfte und Zahlungen, die auf Grund des 
früheren Urteils oder der durch das frühere Urteil ge­
schaffenen Verhältnisse geleistet worden sind, anzu­
rechnen. 

(2) Bei Freispruch kann die zuständige Stelle auf An­
trag eine Entschädigung nach billigem Ermessen ge­
währen. 

5. Abschnitt 
Gemeinsame Bestimmungen für die Mitglieder 
der Spruchausschüsse, Kammern und Senate 

· 1. Bestellung 
§ 107 

(1) Die Amtszeit der Spruchausschüsse, der Kammern 
und der Senate für Amtszucht beträgt sechs Jahre. 

(2) Für die Mitglieder sind Stellvertreter zu bestellen. 
(3) Die Mitglieder und Stellvertreter müssen zu kirch­

lichen Ämtern wählbar sein. 
2. V e r p f 1 i c h t u n g 

§ 108 
Die Mitglieder. der Spruchausschüsse, der Kammern 

und der Senate für Amtszucht sind an Schrift und Be­
kenntnis und an Recht und Gesetz gebunden. Sie füh­
ren ihr Amt in richterlicher Unabhängigkeit. Die Ver­
einigte Kirche und die Gliedkirchen regeln die Zustän­
digkeit zur Abnahme der Verpflichtung. 

·3. A u s s c h 1 u ß v o n d er M i t w i r k u n g 
§ 109 . 

Von der Mitwirkung in den Spruchausschüssen, Kam­
mern und Senaten sind vorbehaltlich weiterer kirchen­
gesetzlicher Regelung durch die Gliedki:i::chen ausge­
schlossen: 

1. wer Ehegatte oder Vormund des beschuldigten 
Pfarrers ist oder gewesen ist, , 

2. wer mit dem beschuldigten Pfarrer in gerader 
Linie verwandt, verschwägert, durch Annahme 
an Kindes Statt verbunden, in derSeitenlinie bis 
zum dritten Grade verwandt oder bis zum zwei­
ten Grade verschwägert ist, auch wenn die Ehe, 
durch welche die Schwä.gerschaft begründet ist, 
nicht mehr besteht, 

3. wer in dem Amtszuchtverfahren als Zeuge oder 
Sachverständiger •vernommen ist, als Unter­
suchungsführer oder Vertreter · der einleitenden 
Stelle tätig gewesen ist, oder als MitgUed des 
Spruchausschusses oder der Kammer mitgewirkt 
hat. 

4. A b 1 eh n u n g w e g e n B e s o r g n i s d e r 
Befangenheit 

§ 110 
(1) Die einleitend~ Stelle und der Pfarrer (Beschul-

digte) können ein Mitglied wegen Besorgnis der Be­
fangenheit ablehnen, wenn ein Grund vorliegt, der ge­
eignet ist, Zweifel an seiner Unparteilichkeit zu recht­
fertigen. 

(2) Aus dem gleichen Grunde kann sich ein Mitglied 
selbst für befangen erklären. 

§ 111 

Über den Ausschluß riach § 109, die Ablehnung nach 
§ 110 Abs. 1 und die Erklärung nacli § 110 Abs. 2 ent­
scheidet die Stelle (Spruchausschuß, Kammer oder Se­
nat), der,:.. das Mitglied angehört; dabei wirkt anstelle 
dieses Mitgliedes ein Stellvertreter mit. Der Beschluß 
ist unanfechtbar. 

5. Ende der Mitgliedschaft 

.§ 112 ~ 
(1) Die Mitgliedschaft endet: 
a) wenn die rechtlichen Voraussetzungen det Be­

stellung weggefallen sind (§ 107 Abs. 3), 
b) wenn ein Mitglied sein Amt niederlegt, 
c) wenn ein Mitglied wegen körperlicher oder gei­

stiger Gebrechen zur Ausübung seines Amtes nicht 
mehr in der Lage ist. 

(2) Auf Antrag der Stelle, die das Mitglied ernannt 
hat, stellt der zuständige Senat für Amtszucht fest, daß 
die Mitgliedschaft beendet ist. 

6. -~ e r a t u n g u n d A b s t i m m u n g 
§ 113 

(1) Entscheidungen werden mit einfacher Mehrheit 
getroffen. Auf Entfernung aus dem Dienst kann nur mit 
einer Mehrheit von vier Stimmen erkannt werden; kein 
Mitglied darf sich der Stimme enthalten. 

(2) An der Beratung und A:bstimmung dürfen nur diE' 
zur Entscheidung berufenen Mitglieder teilnehmen. 
Außerdem darf ein nach Maßgabe kirchengesetzlicher 
Regelung zugezogener Hilfsberichterstatter zugegen 
sein. über den Hergang der Beratung und Abstimmung 
haben alle Beteiligten Stillschweigen zu bewahren. 

6. Abschnitt. Kosten 

1. Kosten der Amtszuchtverfügung 

§ 114 
(1) Für die Amtszuchtverfügung werden Kosten nicht 

erhoben. 
(2) Die Kosten des BeschwerdeV"erfahrens können dem 

Pfarrer auferlegt werden, wenn die Beschwerde zu­
rückgewiesen wird. 

2. Kosten im Spruch verfahren 
§ 115 

(1) Im Spruchverfahren werden Kosten nicht erhoben. 
(2) Ist im Spruchverfahren die Haltlosigkeit der Be­

schuldigungen festgestellt oder ist das Verfahren einge­
stellt worden, weil es nicht rechtswirksam eingeleitet 
worden war oder die Voraussetzungen für die Einlei­
tung nicht vorlagen (§ 15 Abs. 1), so sind dem Pfarrer 
seine notwendigen Auslagen zu erstatten. Ist das Ver­
fahren aus anderen Gründen eingestellt worden oder 
ist eine Verletzung der Amtspflicht nicht nachweisbar, 
so kann der Spruchausschuß bestimmen, daß dem Pfar­
rer seine notwendigen Auslagen ganz oder teilweise zu 
erstatten sind. 

3. K o s t e n i m f ö r m 1 i c h e n Ver f a h r e n 
§ 116 

(1) Im förmlichen Verfahren können die Kosten dem 
Beschuldigten ganz oder teilweise auferlegt werden, 
wenn er verurteilt wird. 

(2) Wird der Beschuldigte freigesprochen, weil eine 
Verletzung der Amtsnfiicht nicht vorliegt, so ist im 
Urteil zu bestimmen, daß ihm die notwendigen Aus­
lagen •zu erstatten sdnd. Wird der Beschuldigte freige­
sprochen, weil eine Verletzung der Amtspflicht nicht 
erwiesen ist, so kann im Urteil Entsprechendes be­
stimmt werden. 

§ 117 
(1) Wird das förmliche Verfahren eingestellt, weil es 

nicht rechtswirksam eingeleitet worden war oder die 
Voraussetzungen für die Einleitung nicht vorlagen (§ 15 

" 
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Abs. 1), so trägt die Kosten die Kirche, die das Ver­
fahren eingeleitet hat. Dem Beschuldigten sind seine 
notwendigen Auslagen zu erstatten. 

(2) Wird das förmliche Verfahren aus anderen Grün­
den eingestellt, so können dem Beschu1digten die Kosten 
ganz oder teilweise auferlegt und ihm seine notwendi­
gen Auslagen ganz oder teilweise erstattet werden. 

(3) Die Entscheidungen nach den Absätzen 1 und 2 
sind in der Entscheidung über die Einstellung zu treffen. 

§ 118 
. (1) Hat der Beschuldigte ein Rechtsmittel erfolglos 

eingelegt oder es wieder zurückgenommen so können 
ihm di~ dadurch entstandenen Kosten auferiegt werden. 

(2) Smd dem Beschuldigten infolge eines Rechtsmit­
tels:. das die einleitende Stelle erfolglos eingelygt oder 
zur~ckgenommen hat, notwendige Auslagen erwachsen, 
so ist anz:uordwi, daß ihm diese zu erstatten sind. 

(3) Die BestiMrnungen der Absätze 1 und 2 gelten für 
das Wiederaufnahmeverfahren entsprechend. 

4. G e m e i n s a m e B e s t i mm u n g e n 
§ 119 

(1) Zu den Kosten des Verfahrens gehören: 
a) Fahrtauslagen, Tage- und Übernachtungsgelder 

des Untersuchungsführers und seines erforder­
lichen Hilfspersonals sowie des Vertreters der 
e~nleitende.1:1 ?telle während der Untersuchung, 

b) die Entschadigung der Zeugen und Sachverstän­
di'gen, 

c) die Aufwendungen für Ladungen und Zustellun­
gen sowie für die Beschaffung von Urkunden und 
sonstigem Beweismaterial. 

(2) Erstattungsfähige Auslagen können sein: 
a) die dem Pfarrer (Beschuldigten) erwachsenen tat­

sächlichen Aufwendungen, 
b) eine angemessene Entschädigung für den vom 

Pfarrer (Beschuldigten) hinzugezogenen Beistand 
oder Verteidiger. 

§ 120 
(1) Über die Kosten im förmlichen Verfa:hren, die der 

Beschuldigte oder im Wiederaufnahmeverfahren der 
sonstige Antragsteller z:u tragen hat, und über die Aus­
lagen, die ihm zu erstatten sind, ergeht ein Kosten­
bescheid der Geschäftsstelle, der ihm zuzustellen ist. 

(2) Gegen den Kostenbescheid ist innerhalb von zwei 
Wochen nach Zustellung Beschwerde an den Vorsitzen~ 
den der Kammer für Amtszucht zulässig; dieser ent­
scheidet endgültig. 

(3) Kosten, die dem Beschuldigten auferlegt sind, kön­
nen von seinen Dienstbezügen einbe!halten werden. 

7. Abschnitt. Zustellung, Fristen, Wiedereinsetzung 
1. Zustellung 

§ 121 
Schriftstücke können zugestellt we!'den 
1. durch Übergabe a:n den Empfänger gegen Emp­

fangsschein; verweigert der Empfänger die An­
nahme des Schriftstückes oder das Ausstellen des 
Empfangsscheines, so gilt das Schriftstück mit 
der Weigerung als zugestellt, wenn darüber eine 
Niederschrift geferügt und zu den· Akten genom­
men ist, 

2. durch eingeschriebenen Brief mit Rückschein • 
3. durch Postzustellung mit Zustellungsurkund~, 
.4. durch Bekanntmachung im roirchlichen Amtsblatt, 

wenn der Aufenthalt des Empfängers nicht zu er­
mitteln ist, 

5. an Behörden und sonstige kirchliche Dienststellen 
auch durch Vor'legen der Akten mit der Urschrift 
des zuzustellenden Schriftstückes; der Empfänger 
hat den Tag, an dem ihm die Akten vorgelegt 
we11den, darin zu vcermerken. 

§ 122 
Mit der Zustellung von Entsche~dungen ist eine ein­

gehende Belehrung über die zulässigen Rechtsmittel zu 
verbinden. 

2. Fr i s t e n , W i e de rein setz u n g i n den 
vorigen Stand 

§ 123 • 
(1) Eine nach Wochen oder Monaten bemessene Frist 

endet mit Ablauf des Tages der letzten Woche oder des 
Monats, der durch seine Benennung oder Zahl dem 
Tage entspricht, an dem die Frist begonnen hat. 

(2) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag oder 
auf einen allgemeinen oder kirchlichen Feiertag, so 
endet die Frist mit Ablauf des nächstfolgenden Werk­
tages. 

§ 124 
. (1) Wird .eine Frist versäumt, so ist Wiedereinsetzung 
m den vorigen Stand zu gewähren, wenn der Antrag­
steller durch Naturereignisse oder andere unabwend­
bare Zufälle an der Einhaltung der Frist verhindert 
war. Als unabwendbarer Zufall ist es anzusehen wenn 
der Antragsteller von einer Zustellung ohne sei~ Ver­
schulden keine Kenntnis erlangt hat. 

(2) Der Antrag auf Wiedereinsetzung in den vodgen 
Stand ist binnen zwei Wochen nach Beseitigung des 
Hindernisses bei der Stelle, bei der die Frist wahrzu­
nehmen gewesen wäre, unter Angabe und Glaubhaft­
machung der Versäumnisgründe zu stellen. Zugleich ist 
die versäumte Handlung nachzuholen. 

(3) Über den Antrag entscheidet die Stelle die zur 
Entscheidung in der Satj}e selbst berufen 'gewesen 
wäre, endgültig. · 

(4) Durch den Antrag wird die Vollstreckung einer 
Entscheidung nicht gehemmt; es kann jedoch ein Auf­
schub der Vollstreckung angeordnet werden. 

8. Abschnitt 
Vorläufige Dienstenthebung im Amtszuchtverfahren 

§ 125 ·-
(1) Die einleitende Stelle kann einen Pfarrer vorläufig 

des Dienstes entheben, ihm die öffentliche Wo·rtverkün­
digung und die Sakramentsverwaltung sowie die Vor­
nahme von Amtshandlungen ganz oder teilweise unter­
sagen, wenn ein Amtszuchtverfahren gegen ihn einge-
leitet wird oder eingeleitet worden ist. . 

(2) Im förmlichen Verfahren kann die einleitende 
Stelle, wenn nach der Schwere des Tatbestandes ange­
n?mmen werden 'kann, daß auf Entfernung aus dem 
Dienst erkannt werden wird mit oder nach der vor­
läufigen Dienstenthebung an~rdnen, daß ein Teil der 
jeweiligen Dienstbezüge des Pfarrers höchstens aber 
die Hälfte, einbehalten wird. Bei Pf~rrern im Warte­
oder Ruhestand kann angeordnet werden daß bis zu 
einem Drittel des Wartegeldes oder Ruhegehaltes ein-
behalten wird. · 

(ll) Die einleitende Stelle kann ihre Maßnahmen jeder­
zeit ändern oder wieder aufheben. Sie ist nach ·einem 
Urteil der Kammer für Amtszucht verpflichtet, ihre 
Maßnahmen zu überprüfen. 

(4) Die eingeleiteten Maßnahmen treten mit dem 
rechtskräftigen Abschluß des Verfahrens außer Kraft. 

§ 126 
(1) Die nach § 125 Abs. 2 einbehaltenen Beträge ver­

fallen, wenn rechtskräftig auf Entfernung aus dem 
Dienst erkannt oder wenn das Verfa'hven eingestellt 
wird, weil ein Umstand eingetreten ist, der den Weg­
fall aller Dienstbezüge ·ohnehin zur Folge hat. Das gilt 
nicht für den Fall, daß der Beschuldigte vor dem 
rechtskräftigen Abschluß des Verfahrens stirbf. 

(2) ~erfallen die einbehaltenen Beträge nicht, so sind 
sie nachzuzahlen, sobald das Verfahren rechtskräftig 
abgeschlossen ist oder die einleitende Stelle es einge­
stellt hat. Die Kosten des förmlichen Verfahrens die 
der Beschuldigte zu tragen hat, können abgez~gen 
werden. 9 Ab eh 'tt B d' . s m . egna igung 

• § 127 
(1) Im Gnadenwege können im Amtszuchtverfahren• 

getroffene Maßnahmen gemildert oder erlassen werden. 
Bei Entfernung aus dem Dienst kann im Gnadenwege 
ein Unterhaltsbeitrag .gewährt wevden. 

(2) Das Begnadigungsrecht steht der Kirche zu, in der 
das Verfahren eingeleitet worden ist. Eine andere 
Kirche kann im· Amtszuchtverfahren getroffene Maß­
nahmen im Gnadenwege mildern oder erlassen, wenn 
die Kirche, in der das Verfahren eingeleitet worden ist, 
nicht widerspricht; im Falle des Widerspruchs ist die 
Entscheidung der Bischofskonferenz der Vereinigten 
Kirche einzuholen. Dritter Teil 

Amtszuchtverfahren gegen andere Ordinierte 
§ 128 

Verletzt ein Ordinierter, der ·aus dem Dien~tverhält­
nis als Pfarrer entlassen wurde, aber weiterhin der bis­
herigen Amtszucht untersteht (§ 94 Abs. 2 des Pfarre:i;­
gesetzes), die- Amtspflicht, so sind die Bestimmungen 
dieses Kirchengesetzes entsprechend anzuwenden. Da­
bei sind die besonderen dienstrechtlichen Verhältnisse 
zu berücksichtigen. Statt auf Entfernung aus dem Dienst 
kann auf Aberkennung der nach § 94 Abs. 1 des Pfar·· 
rergesetzes belassenen Rechte erkannt werden. 



§ 129 
(1) Einem Ordinierten, der auf ein in der Evangelischen 

Kirche in Deutschland geltendes Bekenntnis verpflichtet 
ist, einer Gliedkirche der Vereinigten Kirche als Glied 
angehört und keiner anderen kirchlichen Amtszucht 
unterstellt ist, kann durch die Gliedkirche eine Warnung 
oder ein Verweis erteilt werden, wann er sich Verfeh­
lungen hat zuschulden kommen lassen, die bei einem 
Pfarrer eine Amtspflichtverletzung dal'stellen würoen. 
Die Gliedkirche kann ihm das Recht zur öffentlichen 
Wortverkündigung und zurSakramentsverwaltung we­
gen Verfehlungen aberkennen, die bei einem Pfarrer 
zur Entfernung aus dem Dienst fühven würden. Für das 
Verfallren gilt dieses Kirchengesetz entsprechend mit 
der Maßgabe, daß ein Spruchverfahren nicht stattfindet. 

(2) Das Verfahren ist einzustellen, wenn der Ordi­
nierte auf das Recht zur öffentlichen Wortverkündigung 
und zur Sakramentsverwaltun,g verzichtet. Der Verzicht 
ist der Gliedkirche schriftlich zu erklären. Mit dem Ver­
zicht gehen auch das Recht zur Führung der Amts­
bezeichnung und etwaiger kirchlicher Titel sowie das 
Recht zum Tragen de·r Amtskleidung verloren. 

Vierter Teil 
Amtszuchtverfahren gegen Kirchenbeamte 

1. Allgemeines 
§ 130 

Dieses Kirchengesetz gilt nach Maßgabe der folgenden 
besonderen Bestimmungen sinngemäß für die Kirchen­
beamten auf Lebenszeit und auf Zeit. Wer Kirchen­
beamter ist, bestimmt das Recht der Vereinigten Kirche 
und der Gliedkirchen. 

§ 131 
Der Kirchenbeamte verletzt die Amtspflicht, wenn er 

schuldhaft die Obliegenheiten verletzt oder Aufgaben 
vernachlässigt, die sich aus seinem Dienst- und Treue­
verhältnis zur Kirche ergeben, insbesondere wenn er 
gegen die kirchliche Ordnung verstößt oder sich inner­
halb oder außerhalb seines Dienstes in seinem Wandel 
nicht so verhält, wie es seinem Amt und Stand gebührt. 

§ 132 
Im Amtszuchtverfahren gegen einen Kirchenbeamten 

muß im Spruchausschuß, in d'er Kammer für Amtszucht 
und im Senat für Amtszucht einer der Beisitzer Kir­
chenbeamter sein. 

2. B e s o n d e r e B e s t i m m u n g e n f ü r da s 
Spruch verfahren 

§ 133 
Im Spruchverfahren kann sich der Kivchen'beamte 

auch des Beistandes eines Kirchehbeamten bedienen. 

§ 134 
Der Rat nach § 28 Abs. 1 Buchst. d kann nur 'dahin 

erteilt werden, daß sich der' Kirchenbeamte auf eine 
Stelle mit gleichen Dienstbezügen, und entsprechender 
Amtsbezeichnung versetzen läßt. Die Annahme eines 
Spruches mit diesem Rat steht einer Zustimmung zur 
Versetzung gleich. 

3. Besondere Bestimmungen für d a.s 
förmliche Verfahren 

§ 135 
(1) Hat der Kirchenbeamte die Amtspflicht verlet;zt, 

kann die Kammer für Amtszucht erkennen auf 
a) 'warnung, 
b) Verweis, 
c) Geldbuße, 
d) Gehaltskürzung, 
e) Versagen des Aufsteigens im Gehalt, 
f) Versetzung auf eine andere Stelle, 
g) Amtsenthebung unter Versetzung in den Warte­

stand, 
h) Amtsenthebung unter Versetzung in den Ruhe­

stand, 
i) Entfernung aus dem Dienst. 
(2) Bei Kirchenbeamten im Warte- oder Ruhestand 

kann erkannt werden auf 
a) Warnung, 
b) Verweis, 
c) Geldbuße, 
d) Kürzung des Wartegeldes oder Ruhegehaltes, 
e) Versetzung in den Ruhestand oder Entfernung 

aus dem Dienst, wenn sich der K'irchenibeamte im 
Wartestand befindet, 

f) Aberkennung des Ruhegehaltes. 

(3) Soweit nicht auf Entfernung aus dem Dienst er­
kannt wiM, kann die Kammer für Amtszucht bis auf 
die Dauer von fünf Jahren 

a) dem Beschuldigten die Ausübung von Nebentätig­
keiten untersagen, die mit der gewissenhaften 
Erfüllung seiner Dienstpfl:ichten ni,cht zu verein­
baren sind; 

b) dem Beschuldigten die Wahrnehmung bestimmter 
Aufgaben verbieten; 

c) dem Beschuldigten, wenn et ordiniert ist und sich 
im Warte- oder Ruhestand befindet oder ge~n 
ihn auf Amtsenthebung erkannt wird, d:ie öffont­
liche Wortverkündigung und die Sakraments­
verwaltung sowie die Vornahme von Amtshand-
1ungen ganz oder teilweise untersagen. 

(4) Die Gliedkirchen können für ihren Bereich die 
Maßnahmen der Gelidbuße und der Gehaltskürzung 
durch Kirchengesetz ausschließen. 

§ 136 
Wird a1.1f Versagen des Aufsteigens im Gehalt er­

kannt, so ist die Dauer des Ver'bleibens in der bisheri­
gen Dienstaltersstufe im Urteil zu bestimmen. Während 
dieses Zeitraumes darf der K:irchenbeamte nicht beför­
dert werden. 

§ 137 
(1) Wird auf Versetzung erkannt, so kann der Kir­

chernbeamte ohne seine Zustimmung auch a111f eine 
Stelle bei einem anderen kirchlichen Dienstherrn seiner 
K:irche versetzt werden. 

(2) Im . Urteil ist auszusprechen, ob der Kivchen· 
beamte auf eine Stelle mit gleichem oder geringerem 
Endgrundgehalt seiner Laufbahn versetzt wird. 

(3) Spricht die Kammer die Versetzung auf eine 
Stelle mit geringerem Endgrundgehalt aus, so verliert 
der Kirchenbeamte das Recht, die bisherige. Amts­
bereichniung zu führen. Die Kammer bestimmt die neue 
Besoldungsgruppe und Dienstaltersstufe. Vor Ablauf 
von fünf Jahren nach Rechtskraft des Urteils darf der 
Kirchenbeamte nicht befördert werden. 

§ 138 
Bei Entfernung aus dem Dienst verliert der ordinierte 

Kirchenbeamte auch das Recht zur öffentlichen Wort­
verkündigung und zur Sakramentsverwaltung sowie 
das Recht, die Amtstracht des Pfarrers zu tragen. 

§ 139 
Die Aberkennung des Ruhegehalts nach § 135 Abs. 2 

Buchst. f hat den Verlust sämtlicher Ansprüche aus dem 
Dienstverhältnis einschließlich des ·Anspruchs auf Ver­
sorgung und Hinterbliebenenversorgung sowie des 
Rechts auf Führung der Amtsbezeichnung zur Folge. Die 
Bestimmungen der §§ 89 und 138 gelten entsprechend. 

Fünfter Teil 
Uberga.ngs- und Schlußbestimmungen 

§ 140 
(1) Die Vereinigte Kirche und die Gliedkirchen treffen 

je für ihren Bereich die für die Anwendung dieses 
Kivchengesetzes erfovderlichen Bestimmungen. 

(2) Die Bestimmungen der Vel'einigten Kirche erläßt 
die Kirchenleitung durch Rechtsveroronung. Für Ver­
einl'larungen der Vereinigten Kirche über die gemein­
same Bildung des Spruchauss·chuS'ses und der Kammer 
für Amts,zucht ist die Kirchenleitung zuständig. 

(3) Die Gliedkirchen erlassen ihre Bestimmungen nach 
vorheriger Fühlungnahme mit der Kirchenleitung der 
Vereinigten Kirche. 

§ 141 
(1) § 140 dieses Kfrchengesetres tritt mit der Ver­

kündung in Kraft. Im übrigen tritt dieses Kirchengesetz 
am "1. Januar 1967 in Kraft; die Gliedkirchen können 
für ihren Bereich einen früheren Zeitpunkt des Inkraft­
tretens bestimmen. 

(2) Dieses Kirchengesetz gilt für alle Amtszuchtver­
fahren die nach sieinem Inkrafttreten eingeleitet wer­
den oh~ne Rücksicht auf den Zeitpunkt, zu dem die Ver­
letzung der AmtspfUcht begangen worden ist, wenn 
diese nach dem bisherigen Re,cht Gegenstand eines Dis­
ziplinarverfahrens hätte sein können. 

(3) Verfahren, die vor dem Inkrafttreten dieses Kir~ 
·chengesetzes eingeleitet wurden, werden nach dem bis­
herigen Recht durchgeführt. 

Kirchengesetz 
tl'ber die Anwendung des Amtszuchtgesetzes der Ver­
einigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 
vom·7. Juli 196!i in der Evangelisch-Luthel'ischen Kirche 
Mecklenburgs vbm 4. Apri\ 1966 . 
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Pta.rraint 
Die Landessynode hat zur Anwendung des Amtszucht­
giesetzes der Vereinigten Evangelisch-Lu~herischen 
Kirche Deutschlands vom 7. Juli 1965 am 22. März 1966 
das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit 
verküllldet wird: · 
Zur Anwendung des Kirchengesetzes über die Amts­
zucht der V,ereinigten Evangelis,ch-Luther'ischen Kirche 
Deutschlands vom 7. Juli 1965 wird bestimmt: 

1. Zu § 1 Buchstabe a) 
Der Zweite Teil des AmtszuChtgesetzes ist auf die 
Landessuperintendenten und die ordinierten Mit- . 
glieder. des Oberkirchenrates anzuwenden. 
Das Kir,chengesetz ü'ber die Wahl des Landes­
bis,chofä und sein Ausscheiden aus dem Amt vom 
4. April 1963 - K'irchliches Amtsblatt Nr. 9 s€ite 53 
- wivd durch das Amtszuchtgesetz nicht berührt. 

2. Zu§ 2 
Das Amtszuchtgesetz ist nach Maßgabe der für das 
Beschäftigung!sveThältnis geltenden Bestimmungen 
auch auf alle in einer Pfarrstelle oder in einer all­
gemeinkirchlichen Aufgabe im Auftrag tätigen 
Ordinierten anzuwenden sowie a:uf ovdinierte Mis­
sionare, soweit die Amtszucht nicht durch die K'ir­
che des Arbeitsfeldes (Entsendu:ngsgebietes) aus­
geübt wird. Der § 15 des Kir,chengesetzes vom 1. 
April 1965 (Kirchliches Amtsblatt 1965 Nr. 7, 
Theolog;innengesetz) bleibt un'beruhrt. 

3. Zu§ 10 
Zuständige Stelle im Sinne von § 11 und § 12 ist 
für Pasrtoren und andere Ordinierte in einer Pfarr­
stelle oder in einer Kivchgemeinde 

der Landessuperintendent,· 
in einer allgemeinkirchUchen Aufgabe 

der Oberkirch,enrat. 
E:inleitelllde Stelle i'st der Oberkirchenrat. 

4. Zu §§ 16 Abs. 1, 82 und 125 
Unter Dienstbezügen ist das Grundgehalt zu ver­
stehen. 

5. Zu§ 18 
Für den Bevei,ch der Landeskirche wird ein Spruch­
aw;s.chuß gebildet. 

6. Zu§ 19 
Der Sprucb,au:sschuß besteht aus einem Landes­
superintendenten als Obmann :und zwei Bei1siitzern. 
Der Obmann wird von der Landessynode, 
der rechtskundige Beisitzer vom Oberkivchenrat, 
der Pastor von der Vertretung der Pastove'nschaft 
bestellt. . 
Für jedes Mitglied wird~n glei,cher Weise minde­
stens ein Stellvertreter bestellt. 

7. Zu§ 52 
Für den Bereich der Landeskirche Wil'd eine Kam­
mer für Amtszucht ge'bHdet. 

8. Zu§ 53 
Der Oberkirchenrat bestellt: 

den Vo'I"sit2lenJden, 
den rechtskundigen Beisitzer, 
einen llandessuper.intendenten als Beisitzer. 

Die Landessynode bestellt: 
zwei Pastoven als Beisitzer. 

Für jedes Mitglied wioo in gleicher Weise mi111de­
stens ein Stellvertrete'r bestellt. 

9. Zu § 79 Buchstabe a) 
Die staatsbürgierlichen Rßchte und Pflichten bleiben 
unberührt. 

10. Zu § 82 Satz 4 
Die zur Ausführung des Urteils zus:tändige Stelle 
ist der Oberkirchenrat. 

11. Zu § 85 Abs. 3 und Abs. 4 
Die zuständige Stelle :für d:ie Durchführung der 
Versetzung des Pastors und seine Überleitung in 
den Wartestand, wenn eine Versetzung biinnen sechs 
Mona~n nicht möglich wioo, ist der Oberkirchen­
rat. 

12. Zu §§ 89 und 139 
Auch wenn die Kammer einen Unterhaltsbeitrag 
nid1t zuerkannt hat, steht er dem Be1schuld'igten 
und seinen unterhaltsberechtigten Angehöri~n 
unter den Voraussetzungen und in der Höhe zu, 
Wie er ihn erhalten wü:vde, wenn er während d~r 
im kirchUchen Dienst vevbrachten Zeit bei der. 
Sozialvers:ichel"Ung der Arbeiter und Angestellten 

p~~~~esen wäve. Hat der Beschul­
d~·"It~~ft'ati~·1khe aus einer Pflichtversiclie­
rung, gewa,hrt die La:ndes:k:ivch,e einen Zuschlag . a\If: 
der Gru:f]J~e der im Kirchlichen Dienst verbra6h.~ 
ten Zeit: ·' · · · ·· · 
Oberste kirchliche Verwaltungs,be1hörde ist nach§ 47 
der Kirchenve,rllais:sun.g der Oberki'rchenrat. · 

13. Zu§§ 95, 96, 97 
Die Landeskir1che bildet mit den evangelisch-luthe.: 
~is1chen Lapdeskir:ch,en in Sachsen und Thüringen 
einen gemeinsamen Senat für Amtsz'licht. · 
Wenn ein gemeinsamer Senat der ßliedkirchen oder 
ein Senat bei der Kirchenleitung nicllt besteht, wird 

in der Landeskirche ein Sef\at für Amtszucht gebildet. 
Die Besetzung erfolgt wie bel dem gemeinsamen Senat. 
14. Zu § 106 Abs. 2 

Zuständige Stelle für die Entscheidung über eine 
Entschädigung bei Freispruch im Wiederaufnahme­
veirlia'hren ist der Oberkirchenrat. 

15. Zu§l08 
Der Oberkirchenrat teilt den Mitgliedern des 
Spruchauss.chus:ses, der Kiammer und des Senats, 
soweit s'ie durch die Landeskirche zu bestellen sind, 
die Berufung mit. 
Der Landesbischof verpfüchtet die Mitglieder des 
Spruchausschusses. der Kammer und des etwa für 
die Landeskirche gebildeten Senats nach ihrer Be­
stellung mittels Handschlag, ihr Amt in Bindung 
an d:ie Heilige Schrift und das Bekenntnis sowie an 
Recht und Gesetz unparteiisch aus'Z:uil'ben und treu 
zu erfüllen. -

16. Zu§ 109 
Von der Mitwirkung im Sprucha:usschuß, Kammer 
und Senat sind ferner ausgeschlossen 
a) der Landessuperintendent desjenigen Ki'vchen-

kreises, zu dem der bes,chuldigte Pastor gehört, 
b) Mitglieder und Mitarbeiter des Oberkirchenrates. 
De'r Oberkirchenrat wird el'mächtigt, den hierzu er­
forderlichen Vertrag mit den beteiligten Landes­
kirchen zu schließen. 
Soweit di,e Landeskirche an de'I" Besetzung des 
Seil!ats mitzuwirken hat, weooen bestellt: 

der Vorsitzende, 
ein rechtskundiger Beisitzer, 
ein L,andessuperintendent als Beisitzer 

vom Oberkirchenrat, 
zwei Pastoren als Beisi tze'I" 

von der Landessynode. 
Für jedes Mitglied wti.11d in gleicher Weise minde­
stens ein Stellvertreter bestellt. 
Bildet die Kircheinleitung der Vereinigten Kirche in 
regionale'r Sitzung für die Gliedkirchen in der 
Deutschen Demokratischen Repulblik einen Senat 
für Amtszucht, tritt dieser an d'ie Stelle des von 
den drei Gliedikirchen gemeinsam gebildeten 
Senats. 

17. Zu§l23Abs.2 
Das gleiche gilt, wenn die Frist an e'inem Sonn­
a:bend abläuft, der nach staatlicher Regelung 
arbeits1frei ist. 

18. ·zu§ 127 
Die Entscheidungen im Gnadenwege werden von 
dem Landesbischof im Einvernehmen mit dem Prä­
s1identen der Landesisynode und dem Präsidenten 
des1 Oberkirchenrates getroffen. 

19. Zu§ 132 
Im Amtszuchtverfahren gegen Kirchenbeamte wir­
ken als Be'isitzer mit: 
Im Spruchausschuß 

anstelle des Pastors ein Kirchenbeamter, den 
d.ie Landessynode 'bestellt; 

in der Kammer und im Senat 
anstelle des zweiten von der Landessynode 
zu bestellenden Pastors ein Kirchenbeamter, 
den die Landessynode bestellt. 

Für Verfathren gegen Beamte des höheren Dienstes 
ist ein Beisitz,er des höheren Dienstes zu bestellen. 
~ür jeden der beiden Beisitzer ~st in gleicherWeise 
mindestens ein Stellvertreter zu bestellen. 

Schwerin, den 4. April 1966 
Der Oberkirchenrat 
Beste 
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